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Beweise vorzulegen, sowie das Recht auf anwaltlichen Beistand 
haben.

c) Das Verfahren in Verwaltungsstrafsachen kann durch eine 
Verwaltungsbehörde oder eine andere nicht gerichtliche Einrich­
tung durchgeführt werden, doch sollte die Anrufung eines Ge­
richts sowie ein kontradiktatorisches Verfahren stets möglich 
sein.

d) Wenn ein Verhalten sowohl einen Straftatbestand als auch 
den Tatbestand einer Verwaltungsübertretung erfüllt, darf der 
Täter nicht zweimal bestraft werden; zumindest sollte eine be­
reits verhängte Sanktion bei der Zumessung einer weiteren Sank­
tion in einem zweiten Verfahren wegen derselben Tat in vollem 
Umfang angerechnet werden.
4. Zugang zu Informationen sowie Rechts- und Tatsachenfor­
schung
a) Im Verwaltungsrecht sollten alle Bürger das Recht und die 
Möglichkeit zu vollem Zugang zu allen Informationen, Daten 
und Entscheidungen haben, die Verwaltungsbehörden in ihren 
Angelegenheiten getroffen haben, vorausgesetzt, daß der Schutz 
der Privatsphäre in angemessener Weise beachtet wird.

b) ...Forschungen auf dem Gebiet des Verwaltungsstrafrechts 
sollten erleichtert, gefördert, finanziell unterstützt und durch­
geführt werden, um wesentliche Informationen auf diesem 
Rechtsgebiet hervorzubringen.
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Durch Vermittlung des Botschafters der USA in der DDR, 
Richard C. Barkley, weilten vier DDR-Juristen — ein Richter, 
ein Rechtsanwalt und zwei Rechtswissenschaftler — ab Mitte 
Oktober für drei Wochen zu einem Studienaufenthalt in den 
USA (vgl. die Information in NJ 1990, Heft 1, S. 37). Als Gäste 
der U.S.-Information Agency, einer Einrichtung des amerika­
nischen Außenministeriums, die die Studienreise vorbildlich 
vorbereitet hatte, konnten sie sieh über das Rechtssystem der 
USA informieren.

Von den vielfältigen Eindrücken von dieser Studienreise 
sollen hier diejenigen geschildert werden, die im gegenwär­
tigen Prozeß der Erneuerung des politischen Systems und 
damit auch des Rechtssystems der DDR bedenkenswert sein 
können. Wohl sind die Gesellschaftssysteme der USA und der 
DDR unterschiedlich, aber im Streben nach humanistischen 
Werten und bei der Gewährleistung der Menschenrechte ist 
der Austausch von Ideen, Erkenntnissen und Erfahrungen 
sehr wertvoll.

Im Polizeibüro in Portland (Oregon) übergab man uns 
einen in durchsichtiger Folie verschweißten Text, den jeder 
Polizist bei sich trägt und der auch hierzulande aus amerika­
nischen Krimis wohlbekannt ist. Es geht um die sog. Miranda- 
Doktrin, die aus dem Urteil des Obersten Gerichts der USA 
im Fall Miranda gegen Arizona vom Jahre 1966 abgeleitet ist. 
Danach hat jeder Polizist, der einen Bürger festnehmen oder 
verhaften will, ihm den Grund dafür zu nennen und dann 
wörtlich zu erklären: „Es ist meine Pflicht, Sie zu warnen, 
bevor Sie irgendeine Erklärung abgeben, daß: 1. Sie schwei­
gen können. 2. Was Sie sagen, kann und wird gegen Sie vor 
Gericht genutzt werden. 3. Sie haben das Recht, mit einem 
Anwalt zu sprechen und ihn anwesend zu wissen, während 
Sie befragt werden. 4. Wenn Sie sich keinen Anwalt leisten 
können, kann einer berufen werden, um Sie kostenlos zu 
vertreten. Haben Sie Ihre Rechte verstanden? Sind Sie im 
Verständnis dieser Rechte bereit, mit mir zu sprechen?“ — 
Der englische Originaltext mag griffiger klingen als meine 
deutsche Übersetzung. Die Miranda-Doktrin soll hier nur als 
eines von vielen Beispielen zur Kennzeichnung von Positio­
nen des amerikanischen Rechtssystems stehen, die sich in 
200jähriger Entwicklung in vielen demokratisch ausgetragenen 
Kontroversen herausgebildet haben und von der Mehrheit des 
Volkes getragen werden.

Die Miranda-Formel ist nicht in der USA-Verfassung ent­
halten, aber sie ist verbindlich für alle mit Polizeibefugnissen 
ausgestatteten Organe. Sie hat die Kraft einer Verfassungs­
bestimmung, nachdem das Oberste Gericht der USA im 
Miranda-Fall festgestellt hatte, daß die durch die Verfassung 
zugesicherte Freiheit und Würde des Menschen jede mögliche 

. rechtliche Gewährleistung erfahren müsse. Es ist die Stärke 
dieses Rechtssystems, daß die Verfassung und das Oberste 
Gericht nicht nur wegen ihrer formellen Stellung in der 
Gesellschaftshierarchie respektiert werden, sondern weil ihre 
Regelungen und Entscheidungen den Bestand und die Ent­
wicklung der Gesellschaft fördern.

Einer unserer Gesprächspartner in Washington war 
Warren E. Burger. Der heute über achtzigjährige Jurist und 
Politiker war von 1969 bis 1986 Chief Justice (Präsident) des 
Obersten Gerichts der USA und damit nächst dem Präsiden­
ten und dem Vizepräsidenten der USA der dritthöchste 
Repräsentant dieses Staates. Obwohl auf Lebenszeit berufen, 
legte er aus eigenem Entschluß sein Richteramt nieder, um 
sich ganz dem Vorsitz der Kommission zum 200. Jahrestag der 
USA-Verfassung zu widmen. Am. Beispiel der Entscheidung 
des Obersten Gerichts im Fall Brown gegen Board of 
Education of Topeca aus dem Jahre 1954, die die bis dahin 
herrschende Rassentrennung im staatlichen Bildungswesen 
untersagte und die gemeinsame Ausbildung weißer und 
afroamerikanischer Schüler und Studenten zuließ, erläuterte 
Warren E. Burger uns, daß die Verfassung als höchstes 
geschriebenes Recht ihre Lebenskraft nur dann behält, wenn 
ihre Regelungen den Zeitumständen entsprechend angewendet 
werden. Das verbindlich festzustellen und Vertrauen in die 
Geltung und Wirksamkeit des Rechts im ganzen Land zu 
schaffen, dazu braucht es gleichermaßen Verfassung und 
Verfassungsgericht.

Im legendären Little Rock (Arkansas) schilderte uns eine 
Lehrerin, wie 1957 der damalige USA-Präsident Eisenhower 
die Nationalgärde einfliegen lassen mußte, um das Brown- 
Urteil des Obersten Gerichts durchzusetzen und afroamerika­
nischen Schülern den Zugang zum College zu verschaffen. Es 
währte über ein Jahr, bis die vielbeschworene „Herrschaft 
des Rechts“ (rule of law) in dieser Frage und in diesem 
Bundesstaat hergestellt war.

Demokratische Rechtskultur ist arbeits-, zeit- und kosten­
aufwendig, keine Gesellschaft erhält sie zum Nulltarif, aber 
sie ist unabdingbar für Fortschritt und Ansehen der Gesell­
schaft. Das Brown-Urteil und seine Durchsetzung haben die 
USA rechtzeitig davor bewahrt, des Rassismus und der Apart­
heid als Staatspolitik bezichtigt zu werden.

Sicher wird die Formel von der „Herrschaft des Rechts“ 
in den USA nicht selten strapaziert. So ist die Freilassung 
beschuldigter Gewaltverbrecher gegen Kaution wohl eher der 
Überfüllung der Gefängnisse geschuldet, in denen gegen­
wärtig rund 1 Million US-Bürger Strafen verbüßen, und dem 
Unwillen der Steuerzahler, den Bau neuer Gefängnisse zu 
finanzieren, ajs der unbedingten „Herrschaft des Rechts“.

In einer Hinsicht gilt dieses Rechtsstaatsprinzip aber 
uneingeschränkt: Dje Richter sind unabhängig und nur dem 
Recht und Gesetz verpflichtet. Deshalb genießen sie in der 
Öffentlichkeit hohes Vertrauen, auch Sympathie, wozu auch 
gehört, daß die Medien Richter wegen ihrer Exzentrik in der 
Verhandlungsführung verspotten oder auch wegen eines 
Urteils scharf kritisieren. Aber man weiß, daß die Richter sich 
vor ihrer Ernennung oder Wahl (häufig auf Lebenszeit) in 
der Öffentlichkeit einer harten Prüfung ihrer Integrität unter­
ziehen mußten und daß sie hohes berufliches Ethos, ja 
Idealismus besitzen, denn ihre Kontrahenten, die Rechtsan­
wälte, haben häufig ein viel höheres Einkommen. Das Wissen 
um die richterliche Unabhängigkeit ist eine feste Position, 
um Gerechtigkeit gegenüber jedermann zu üben, Unabhängig­
keit vor allem auch gegenüber dem Drängen und den Ver­
suchungen, die von den jeweils politisch und'oder ökonomisch 
Herrschenden ausgehen. Daß übrigens auch Richter in den 
USA gegenüber solchen Einflüssen anfällig sein können, 
bewiesen Abberufungsverfahren gegen zwei der etwa 
1000 vom USA-Präsidenten auf Lebenszeit berufenen 
Bundesrichter, die während unseres Studienaufenthalts wegen 
Korruption vor dem US-Senat durchgeführt wurden.

Wir sind vielen Richtern begegnet, die uns hohen Respekt 
abforderten. Die „Herrschaft des Rechts“ gibt ihnen viel 
Macht über Menschen. Um zu verhindern, daß diese Macht 
und sie selbst mißbraucht werden, verteidigen sie entschieden 
ihre Unabhängigkeit, wenngleich mancher beklagte, daß eine 
soziale Vereinsamung der Preis dafür ist.

Überall, wo wir in den USA waren, hatten wir Begeg­
nungen mit Rechtsanwälten. Ihre Zahl wird in den USA mit 
etwa 600 000 angegeben, für die Jahrhundertwende werden 
etwa 2 Millionen vorausgesagt. Ohne die Tätigkeit der An­
wälte für Banken, Versicherungen, Industrie und Handel 
wäre das Wirtschaftsleben der USA chaotisch. Aber sie sind 
auch Schlüsselfiguren für den Bürger zum Schutz seiner 
Rechte (etwa im Sinne der o. g. Miranda-Klausel) oder im 
Kampf um sein Recht. Anwälte und Richter bestätigten uns 
übereinstimmend, daß der Bürger selbst in der einfachsten 
Zivil.- oder Familienrechtssache ohne Anwalt im Dschungel 
der Verfahrensvorschriften und des — zumindest in den Ein­
zelstaaten gegenüber dem gesetzten Recht (Statute Law) weit­
gehend als primäre Rechtscjuelle angesehenen — Fallrechts


